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Der Bundesminister des Auswärtigen 

503 - 88 - 5285 


Bonn, den 2. April 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zeitungsberichte über Hinrichtung von Deutschen in 
der Fremdenlegion 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 291 — 


Im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister der Justiz beant- 
worte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1. 

Anfang März 1958 erschienen in der deutschen und franzö- 
sichen Presse Nachrichten, nach denen angeblich die desertierten 
und wiederaufgegriffenen deutschen Fremdenlegionäre Hans 
Bel aus Köln und Hilmar Karglinus aus Berlin öffentlich hin- 
gerichtet werden sollten. Die sofortige Überprüfung dieser 
Nachricht hat zunächst ergeben, daß tatsächlich die genannten 
Fremdenlegionäre desertiert sind. Einer von ihnen sei noch 
flüchtig, der andere befinde sich in Algerien in Untersuchungshaft. 

Nach den letzten Feststellungen ist Karglinus am 14. Februar 
und Bel am 14. März 1958 in Haft genommen worden. Beiden 
wird Desertion zu den aufständigen Algeriern vorgeworfen, 
die mit Todesstrafe bedroht ist. 

Zu 2. 

Bereits nach Eingang der ersten Nachricht über die Verhaftung 
eines der beiden Fremdenlegionäre hat das Auswärtige Amt 
die zuständige Auslandsvertretung angewiesen, einen franzö- 
sischen Rechtsanwalt mit der Wahrnehmung der Verteidigung 
des verhafteten Karglinus zu beauftragen, falls dessen deutsche 
Staatsangehörigkeit feststehe. Eine entsprechende Weisung 
wurde unmittelbar nach Eingang der Meldung über die Fest- 
nahme des Fremdenlegionärs Bel erteilt. 

Das Auswärtige Amt wird beide Fälle sorgfältig beobachten 
und rechtzeitig alle in Betracht kommenden Möglichkeiten zu 
Gunsten der inhaftierten Fremdenlegionäre ausnützen. 
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Zu 3. 

Ein französischer Rechtsanwalt ist beauftragt worden, da nach 
den bisherigen Erfahrungen des Auswärtigen Amtes eine 
wirkungsvolle Verteidigung in solchen Fällen am sichersten 
durch einen Anwalt gewährleistet ist, der mit den Besonder- 
heiten der Fremdenlegion vertraut ist. Derartige Anwälte haben 
sich in zahlreichen Fällen hervorragend bewährt. Die Beiord- 
nung eines deutschen Rechtsbeistandes erscheint unter diesen 
Umständen nicht angezeigt, zumal es zweifelhaft ist, ob ein 
deutscher Rechtsanwalt zugelassen würde. 

Zu 4. 

Der Bundesregierung sind bisher Fälle von Todesurteilen 
gegen deutsche Staatsangehörige in der Fremdenlegion nicht 
bekanntgeworden. 

In Vertretung 

van Sctaerpenberg i 
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